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spruch einer gleichwertigen
Partnerschaft wurden begra-
ben. Auchsie werdennachei-
ner kurzen Übergangszeit in
einen Rahmen eingeordnet,
der vom WTO−Diktat zu Libe-
ralisierung und Wettbewerb
besti mmt ist. Kern des Coto-
nou−Vertrags ist das Konzept
vonregionalenFreihandelszo-
nen, den"Regionalen Partner-
schafts−Abkommen" (REPA).
In diesen Zonen will die EU
sichden Marktzugangerleich-
tern. Direkte Zahlungen für
Projekte, Programme und
Haushaltsstützen der von Na-
tur− und Wirtschaftskrisenge-
beuteltenAKP−Länder wurden
hingegengekürzt.

EUals größte
Geldgeberin
Über die Hälfte des Geldes,

das weltweit für Entwick-
lungshilfe ausgegeben wird,
stammt aus der Kasse der EU
und der Mitgliedstaaten. Da-
mit steht die Gemeinschaft
der 15 Nationeninternational
gut da. Zwischen Mitte der
achtziger und Ende der neun-
zigerJahre wuchs dieeigentli-

che Entwicklungshilfe der EU
umimmerhin202 Prozent. Da-
bei wurde die Entwicklungs-
hilfe aus öffentlichen Haus-
halten (Official Development
Assistance – ODA) i mletzten
Jahrzehnt kontinuierlich ab-
gebaut, zudem wurde deren
Zusammensetzung erheblich
umgeschichtet. Der Anteil
von bilateralen Zahlungen
sank noch schneller, inner-
halbder ODAnahmder Anteil
der humanitären Nothilfen
und bilateraler Ausgleichs-
zahlungen umfast neunhun-
dert Prozent zu.
"In den nächsten fünf Jah-

ren muss das ODA−Volumen
verdoppelt werden", forderte
i m vergangenen Monat EU−
Kommissar Poul Nielson im
Europaparlament. "Nur so
können wir die Entwicklungs-
ziele des Millenniums errei-
chen", betonte Nielson, der
i mVorfeldzurinternationalen
UN−Konferenz über die Finan-
zierung der Entwicklungshil-
fe, Mitte März i m mexikani-
schen Monterrey, sprach. Sol-
che Ziele scheint die EU nun
nur noch in besti mmten Re-
gionen zu verfolgen. Die Hilfe
für die ärmsten Entwicklungs-
länder nahm in allen Berei-
chen kontinuierlich ab. Inzwi-
schen bekommen die Ent-
wicklungsländer der Katego-
rie "weniger entwickelt" gera-
de noch ein Drittel sowohl
der bilateralen wie der multi-
lateralen Hilfe der EU. Der An-
teil für die AKP−Gruppe sank
von fast zwei Dritteln auf ge-
rade noch ein Drittel. Dabei
sind 39 der 48 von der UNO
als "least developed coun-
tries" (LDC) eingestuften Län-
der aus dieser Gruppe. Der
neue Fokus liegt auf Latein-
amerika (+173 Prozent) und
Asien (+205 Prozent). Ganz
neuhinzugekommensindver-
gleichsweise hohe Postenfür
Mittelmeeranrainer sowie
Zentral− und Osteuropa.
Beschlossen wurde die

Tendenzwende Anfang der
90er Jahre, auf demEU−Gipfel
in Cannes wurde 1995 der
Gros der auswärtigen Hilfen
denPufferregionendes Mittel-
meers und der osteuropäi-
schen Randstaaten der EUzu-
gesprochen. Die Uruguay−
Runde zum Welthandelsver-
trag (GATT) und zur Grün-
dung der Welthandels−Organi-
sation (WTO) hatte bereits
einJahr zuvor den Neubeginn
vollzogen. Auch der ver-
gleichbar kleine Haushalts-
posten der EU−Kofinanzierung
von NGO−Projekten spiegelt
den regionalen Umbau wider:
Anerster Stelle der Zielländer
stehen Brasilien und Indien,
gefolgt von anderen südame-
rikanischen und südostasiati-
schenLändern.
Die EU−Kommission folgte

diesemGrundmusterinihrem
Strategiepapier zur Entwick-
lungspolitik der Gemein-
schaft, das der Rati mNovem-
ber vorigen Jahres verab-
schiedete. Zwar werden in
dem Papier die grundlegen-
den Datender Verarmungvon
Entwicklungsländern aufge-

EU−ENTWICKLUNGSPOLITIK

Weg mit den alten Mustern

In der Entwicklungspolitik
der EUhat sich Mitte der

90er Jahre eine
Trendwendevollzogen.
Alte Kolonialgebiete
werden nichtlänger
bevorzugt behandelt.

Stattdessen besti mmt der
globalisierte Weltmarkt

die neuen Regeln.

Es gibt sie schon seit Jah-
ren, die "globalisierte" Ent-
wicklungspolitik der Europäi-
schen Union. Sie folgt vor al-
lem der Frage: Ist die "Hilfe"
kompatibel mit den Regeln
der Welthandelsorganisation
WTO? Unter dieser globalen
Zielsetzung haben sich nicht
nur die politischen Akzente
sondern auch die regionalen
Orientierungen der europäi-
schen Entwicklungspolitik
verschoben. Statt auf eine
Karte zu setzen, fährt die EU
eine Doppelstrategie: Sie kon-
zentriert sich vornehmlich
auf jetzige und zukünftige
Schwellenländer und ver-
sucht, Pufferregionen wie Ost−
oder Südosteuropa und den
Mittelmeerraum durch wirt-
schaftspolitische Maßnah-
men als sicheres Umfeld an
sichzubinden.
Der Abschluss eines neuen

Vertrags zur Assoziation von
Ländernin Afrika, der Karibik
und dem pazifischen Raum
(AKP) voriges Jahr in Coto-
nou markierte den Schluss-
punkt einer Ära. Die besonde-
renBeziehungen mit denAKP−
Ländern und damit der An-
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führt − etwa die ständig sin-
kenden Pro−Kopf−Einkommen,
Verluste am Anteil i m Welt-
handel oder der Niedergang
von Schul− und Gesundheits-
versorgung. "Die aktuelle Kri-
se wird Folgen für die wirt-
schaftliche Entwicklung welt-
weit haben", erkannte auch
Poul Nielson vor demStraß-
burger Parlament. "Wieder
einmal werden die Ärmsten
es sein, die den höchsten
Preis zahlen müssen."

Neue Zeiten, neue
Zielländer
Der Prozess, der diese Ent-

wicklung in Gang gebracht
hat, wird wederi mKommissi-
onspapier noch von Nielson
inFragegestellt. "Wir müssen
diesem Trend entgegenwir-
ken, indem wir dafür sorgen,
dass Globalisierung für die
Armenundnicht gegensiear-
beitet", so Nielson vage. In
ihremPapier erklärt auch die
Kommission die Bekämpfung
der Armut zur zentralen Auf-
gabe der EU−Entwicklungspo-
litik. Die aufgeführte Prio-
ritätenliste sieht jedoch an-
ders aus: An oberster Stelle
wird hier die Entwicklung des
Handels genannt. Beistand
zurIntegrationin das multila-
terale Handelssystem und in
den Weltmarkt, Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit des Pri-
vatsektors sind die Eckpunk-
te dieser Politik.

Die Analysein den Studien,
die eigens von der Kommis-
sionzur Verhandlung des neu-
en AKP−Vertragsin Auftragge-
geben wurden, sprechen eine
deutliche Sprache. Die regio-
nalen Freihandelszonen, die
nun in den EU−Rahmen−Ver-
tragals REPAfest eingeschrie-
ben sind, hätten demnach in
den betroffenen AKP−Länder
zusätzliche Einkommensver-
lustevondrei bisfünf Prozent
zur Folge.
Entwicklungs−NGO weisen

ihrerseits auf die Verluste und
destabilisierende Risiken, die
den AKP−Staaten aus der for-
cierten Einrichtung von Frei-
handelszonen entstehen:
"Nach unserer Einschätzung
dieser Anpassungskosten
wäre der wirtschaftlichen
Nutzen im besten Fall unbe-
wiesen, eher wahrscheinlich
aber entgegengesetzt zu den
entwicklungspolitischen Zie-
len der AKP und der EU
selbst", heißt es etwain einer
Stellungnahme von Eurostep,
dem Netzwerk der nichtkon-
fessionellen Entwicklungsor-
ganisationen zu Beginn der
Lomé−Nachfolge−Verhandlung
imJahr 1998. Für die EU wür-
den sie einen deutlichen Vor-
teil i m Marktzugang und für
Investitionen(indenAKP−Län-
dern selbst) bedeuten; sie
würden viele AKP−Länder mit
ihrem jeweils sehr unter-
schiedlichen Entwicklungs-
standineinenhöchst unfairen
Wettbewerb untereinander
zwingen. Undsie würden mas-
sive Kosten der Liberalisie-
rungnachsichziehen.
Auch der interne Umbau

des EU−Apparates in Sachen
Entwicklungshilfe zeigt die
Spuren der Trendwende. Poul
Nielson ist zwar der für die

Die EUund die
Entwicklungshilfe
Rund 55 Prozent der weltweiten staatlichen Ent-
wickl ungshilfe stammt aus den Töpfen der EU
undi hrer Mitgliedstaaten. "Die Entwicklungshilfe
spielt ei ne äußerst wichti ge Rollei n der EU", be-
tonte auch der spanische Staatssekretär für eu-
ropäische Angelegenheiten, Ramón Miguel: Vor
zwei Wochen stellte Miguel als Vertreter der
spanischen EU−Präsidentschaft die Schwer-
punkte der EUi m Hinblick auf die i nternati onale
UN−Konferenz über die Fi nanzierung der Ent-
wickl ungshilfe Mitte März i n Monterrey ( Mexi-
ko) vor.
Dass die meisten EU−Staaten in den letzten Jah-
ren i m Budget für Entwickl ungshilfe konti nuier-
lich den Rotstift ansetzten, musste Miguel trotz
allen guten Vorsätzen zugeben. Ei ner rezenten
Studie der Weltbank zufolge ist die Entwick-
l ungshilfe aller I ndustriestaaten an i hremtiefs-
ten Niveau seit 1947 angelangt. Kommissions-
präsident Romano Prodi will sich dafür ei nset-
zen, dass die Mitgliedstaaten i n nächster Zeit
näher an das erklärte Ziel herankommen, 0,7
Prozent des Bruttosozial produktes für Entwick-
l ungshilfe auszugeben. Derzeit haben ledi glich
vier EU−Staaten, die Niederlande, Dänemark,
Schweden und Luxemburg, dieses Ziel erreicht.

Heimo Claasenistfreier
Journalist undlebt in Brüssel.

Erist Korrespondentfür
epd-Entwicklungspolitik.

Für die woxxberichtete er
wiederholt über die

Entwicklungspolitik der EU.

Neue Wegein der EU−Entwicklungspolitik: EU−Kommissarfür entwicklungspolitische Fragen, Poul
Nielson, will verhindern, dass die Globalisierungden Ärmstenschadet.
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Wasser dankEU-Geld(Ghana): Solche Direktzahlungen wurdenimneuen Entwicklungshilfe-Konzept der EUgekürzt.

Formulierung der entwick-
lungspolitischenZielezustän-
dige EU−Kommissar. Die Um-
setzung dieser Politik ist je-
doch die Aufgabe seines Kol-
legen Chris Patten, demKom-
missar für Außenbeziehun-
gen. Für viele Beobachter ist
dies ein Zeichen für den Un-
tergang der EU−Entwicklungs-
hilfe. Nielson sei der "Kaiser
der Titanic", meint etwa die
Beraterin für EU−Entwick-
lungspolitik in Brüssel, Mir-
jamvan Reisen. Der nächste
logische Schritt sei die kom-
plette Abschaffung des Pos-
tenseines EU−Kommissarsfür
Entwicklungspolitik.

Außenhandels− statt
Entwicklungspolitik
Auch die entwicklungspoli-

tische Abteilungder Kommis-
sion"EuropeAid" geriet nicht
nur bei Eurostepin die Kritik.
EuropeAid wurde i mvergan-
genenJahr gegründet, umdie
EU−Hilfe zu koordinieren.
Dass der Name so ähnlich
klingt wie die in Washington
stationierte US−amerikani-
sche Organisation USAID, sei
ein seltsamer Zufall, so van
Reisen. "Esist hinlänglich be-
kannt, dass USAID sehr eng
mit der Außenpolitik der USA
verbundenist", sagt van Rei-
sen. "Der Name EuropeAid
suggeriert einen ähnlichen
Trend für das Europäische
Hilfsprogramm." Es sei beun-
ruhigend, dass EuropeAid
Verwaltungsaufgaben mehr
Gewicht als der Politik zu-
messen würde, beklagt Euro-
step−Sprecher Guggi Laryea.
Und: "Eine Menge der Euro-
peAid−Leute scheinen vor-
nehmlich daran interessiert
zu sein, das Image der Kom-
missionaufzupolieren."
Tatsächlich verdient die

neue EU−Strategie wohl eher
den Namen Außenhandels−
denn Entwicklungspolitik. So
wurde im Maastrichter EU−
Vertrag die Formel von der
"Eingliederung der Entwick-
lungsländer in die Weltwirt-
schaft" festgehalten. Ein
merkwürdiges Konzept, wenn
man bedenkt, dass in vielen

Entwicklungsländern der An-
teil der Außenwirtschaft
höher als bei vielen europäi-
schen und asiatischen Län-
dernist. Selbstinquasi zerfal-
lenen Staaten, wie Sierra−Leo-
ne oder Kongo, in denen
kaum noch von Staatswirt-
schaft die Rede sein kann,
scheint die weltwirtschaftli-
che Integration amweitesten
fortgeschritten zu sein. Als
Währung zählt der US−Dollar
und viele Betriebe sind nahe-
zu unmittelbar abhängig von
den Rohstoffbörsen in New
York, London, Antwerpen, Tel
Avivoder Bombay.

Ebenfalls i m Maastrichter
EU−Vertrag ist das Kohärenz−

Gebot verankert: Ihmzufolge
dürfen in den verschiedenen
Bereichen der EU−Politik kei-
ne gegenläufigen Ziele ver-
folgt werden. Das macht die
Aufgabefür EU−Entwicklungs-
politiker nicht leichter, in der
Praxis werden entwicklungs-
politische Ziele meist ande-
ren nachgestellt. Auch die ge-
genwärtige Kommissions−Be-
setzung folgt bislang diesem
vorgegebenen Pfad. In den of-
fiziellen Stellungnahmen hört
sich das nicht so an. Imder-
zeitigen internationalen Kon-
text könne die EU die Konfe-
renz über die Finanzierung
der Entwicklungshilfein Mon-
terrey nicht in "Business−as−
usual−Basis"−Manier angehen,

betonte Poul Nielson in
Straßburg. "Dieses Mal brau-
chen wir konkrete Aktionen."
In welche Richtung diese ge-
hen werden, muss dann nach
Abschluss der Konferenz i m
Kleingedruckten der politi-
schen Erklärungen nachgele-
sen werden.

HeimoClaasen,
Danièle Weber

Die Europäischen Entwicklungs−Fonds
Die bisher acht Europäischen Entwickl ungs−Fonds (EDF) si nd nicht
Teil des EU−Haushalts, sondern werden nach ei nembesonderen Bei-
trags−Schl üssel und nach Maßgabe der EDF−Auszahl ungen aus den
Budgets der EU−Staaten angefüllt. Die Kombinati on von Nichti nan-
spruchnahme zweckgebundener Posten, bewilli gter, aber unferti ger
Projekte, diefür dieletzte Raten noch ausstehen, sowie verschärfte
Abrechnungs−Kontrollen sorgten vor allemin den letzten zwei EDF−
Perioden für beträchtliche Ei nsparungen bei den tatsächlichen Aus-
gaben undentsprechend bei den Überweisungen aus den nati onalen
Etats.
Aus den EDF stammen die weitaus größten Teile der EU−fi nanzierten
Entwickl ungszusammenarbeit. Seit langem verlangt das Europa−
Parlament, dessen Haushalts−Ausschüsse diese Mittel undi hre Ver-
wendung nicht kontrollieren können, die EU−Budgetisierung, also
den Ei nbezug des EDF i n den ordentlichen EU−Haushalt. Dem EDF
si nd i n den 90er Jahren zur Fi nanzierung der AKP−Hilfe auch die
spezifischen Fondsfür den Mittel meer−Raumundfür die EZi n Ost-
europa bei gestellt worden, die nach ei nem gleicharti gen Schema
aus nati onalen Beiträgen befüllt und von der Kommission verwaltet
werden. Aus EU−haushaltsei genen Mittel n werden die Posten "Aus-
wärtige Vorhaben" (i mJahr 2000 knapp 3,5 Milliarden Euro), sowie
Ausgaben für Sicherheit, Konfliktvorbeugung und Demokratie−För-
derung und die kofi nanzierten Projekte von nichtstaatlichen Ent-
wickl ungs−Organisati onen fi nanziert.

Die Ko−Finanzierung
Rund 200 Mio. Euro sieht der laufende EU−Haushalt für die Ko-
Fi nanzierung von Vorhaben von Entwickl ungs−NGO vor, die i n ei ner
Bandbreite zwischen 25 und 75 Prozent der Kosten mitfi nanziert
werden können, i n besonders begründeten Fällen sogar bis zu 90
Prozent. Die absolute wie relative Höhe dieser Zuschüsse hängt da-
bei nicht nur davon ab, i n welchem Maße ei n Vorhaben den Kriterien
der Haushaltsli nien − und EU−spezifischen Bedi ngungen - ent-
spricht, sondern auch vom Geschick bei m Ablauf der Verhandl un-
gen mit den verwaltenden Kommissions−Diensten.
Dabei hat der Umbau der Kommissions−Verwaltung und −Verfahren
i n den vergangenen zwei Jahren erhebliche Erschwernisse ge-
bracht. Zunächst wurden 1999 die bewilli gungs−technischen Aufga-
ben aus der ehemali gen General direkti on Entwickl ung i n ei nen Ge-
mei nsamen Dienst für auswärtige Beziehungen ausgegliedert. I m
vergangenen Jahr wurde dann mit EuropeAid, ei nemKommissions−
Amt für auswärti ge Operati onen, ei ne neue I nstituti on gegründet,
die von Bewilli gung über Begleitung und Eval uierung bis Endabrech-
nung für alle Stationen zuständi g ist. Dennoch beklagen die NGO,
dass die Verfahren eher unübersichtlicher wurden. Erschwerend
kam auch die Aufl ösung des Brüsseler Verbi ndungsbüros und der
15 nati onalen Plattformen von Entwickl ungs−NGO (Comités de
liaison) hi nzu.

Kinderin Benin: Statt Bildungwirddie Entwicklungdes HandelsimEU-Programmgroßgeschrieben. (Fotos: EU)


